
(2) Der Unterhaltsanspruch entsteht mit der Geburt 
des Kindes.

(3) Der als Geldrente geschuldete Unterhalt kann auch 
für die Vergangenheit verlangt werden, soweit der An­
spruch nicht verjährt ist. Durch das Verwandschafts­
verhältnis wird die Verjährung nicht gehemmt.

(4) Eine Vereinbarung zwischen dem Vater und dem 
Kinde über den Unterhalt des Kindes für die Zukunft 
oder über eine an Stelle des Unterhalts zu gewährende 
Abfindung bedarf der Genehmigung des Rates des 
Kreises.

§ 72
Das nichteheliche Kind hat gegen die Verwandten 

der Eltern den gleichen Unterhaltsanspruch, der einem 
ehelichen Kinde gegenüber den Verwandten seines 
Vaters oder seiner Mutter zusteht.

§ 73
Das nichteheliche Kind ist gegenüber dem Vater und 

dessen Verwandten nicht unterhaltspflichtig.

§ 74
(1) Das nichteheliche Kind ist gesetzlicher Erbe seiner 

Mutter und deren Verwandten wie ein eheliches Kind. 
Die Mutter und deren Verwandte sind gesetzliche Erben 
des Kindes wie eheliche Verwandte.

| (2) Ist das Kind beim Tode des Vaters oder eines
j unterhaltspflichtigen Verwandten des Vaters minder- 
I jährig oder arbeitsunfähig, so erbt es wie ein eheliches 
Kind.

2. Abschnitt: Nichtehelichkeit nach Ehelichkeits­
anfechtung

§ 75
Zulässigkeit der Anfechtung

(1) Die Ehelichkeit eines Kindes (§ 35) kann von dem 
Ehemann, von der Mutter und von dem Kinde ange- 
fochten werden, wenn die Frau offenbar das Kind nicht 
von ihrem Manne empfangen hat. Das Kind gilt als 
ehelich, solange nicht im Anfechtungsverfahren die 
Nichtehelichkeit rechtskräftig festgestellt ist.

(2) Die Anfechtung kann nur binnen Jahresfrist er­
folgen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem 
der Anfechtungsberechtigte oder sein gesetzlicher Ver­
treter Kenntnis von den Umständen erlangt, die für 
die Nichtehelichkeit des Kindes sprechen, frühestens 
mit dessen Geburt. Wird das Kind mit der Ehe­
schließung der Eltern ehelich, so beginnt die Frist frü­
hestens mit der Eheschließung.

(3) Ist der Anfechtungsberechtigte ohne sein Ver­
schulden an der Einhaltung der Frist verhindert wor­
den, so kann das Gericht die Anfechtung auch nach 
Fristablauf zulassen. Für das Kind beginnt eine neue 
Anfechtungsfrist mit der Volljährigkeit, wenn sein ge­
setzlicher Vertreter nicht rechtzeitig angefochten hat.

§ 76
Anfechtungsklage

(1) Die Anfechtung der Ehelichkeit erfolgt durch Er­
hebung der Anfechtungsklage. Diese ist gegen das Kind 
oder, wenn das Kind selbst klagt, gegen die Ehegatten 
oder den überlebenden Ehegatten zu richten. Wird 
die Klage zurückgenommen, so ist die Anfechtung als 
nicht erfolgt anzusehen.

(2) Klagt ein Ehegatte gegen das Kind, so ist dem an­
deren Ehegatten eine Abschrift der Klage mit dem 
Hinweis darauf zuzustellen, daß er berechtigt ist, dem 
Rechtsstreit auf seiten einer der Parteien beizutreten.

(3) Das der Anfechtung stattgebende rechtskräftige 
Urteil stellt die Nichtehelichkeit des Kindes für alle 
bindend fest.

(4) Kann die Anfechtungsklage nicht erhoben werden, 
so erfolgt die Anfechtung durch Stellung eines An­
trages, über den das Gericht durch Beschluß entscheidet. 
Der die Nichtehelichkeit des Kindes feststellende Be­
schluß hat die gleiche Wirkung wie ein entsprechendes 
Urteil.

§ 77
Anfechtung im Falle der Wiederverheiratung der Mutter
(1) Wird von einer Frau, die sich nach Auflösung 

ihrer Ehe wieder verheiratet, ein Kind geboren, das 
nach § 35 sowohl ein eheliches Kind des ersten als des 
zweiten Mannes ’ sein würde, so gilt es als eheliches 
Kind des zweiten Mannes.

(2) Wird die Ehelichkeit des Kindes mit Erfolg ange­
fochten, so gilt das Kind als eheliches Kind des ersten 
Mannes. Für diesen beginnt die Anfechtungsfrist frü­
hestens mit der Rechtskraft der Entscheidung.

§ 78
Geltendmachung der Nichtehelichkeit ohne vorherige 

Feststellung
Ist ein Ehegatte verstorben, ohne das Anfechtungs­

recht verloren zu haben, so können seine Verwandten 
in Streitigkeiten über Ansprüche, die auf der Verwand­
schaft beruhen, die Nichtehelichkeit des Kindes auch 
ohne vorherige Feststellung geltend machen.

§ 79
Anzuwendende Vorschriften

Im übrigen finden die Vorschriften der §§ 61 bis 73 
Anwendung.

3. Kapitel: Annahme an Kindes Statt

§ 80 
Grundsatz

Die Beziehungen, wie sie zwischen Eltern und Kin­
dern bestehen, können auch durch Vertrag (Annahme an 
Kindes Statt) begründet werden.

§ 81
Annahmevertrag

(1) Der Annahmevertrag wird zwischen einem Voll­
jährigen und einem Minderjährigen abgeschlossen. Die 
Erklärungen sind vor dem Rat des Kreises abzugeben. 
Der Vertrag wird mit der Bestätigung durch den Rat 
des Kreises wirksam. Dem Annehmenden ist über die 
Annahme eine Urkunde auszuhändigen.

(2) Hat der Minderjährige das 14. Lebensjahr voll­
endet, so bedarf es zur Wirksamkeit des Vertrages sei­
ner ausdrücklichen Zustimmung. Ist er jünger, so soll 
der Rat des Kreises ihn hören, soweit er die erforder­
liche Reife besitzt.

(3) Wer handlungsunfähig oder in der Handlungs­
fähigkeit beschränkt ist, kann nicht an Kindes Statt 
annehmen.

(4) Die Bestätigung ist nur zu erteilen, wenn der An­
nahmeantrag ausschließlich den Interessen des Kindes 
dient und der Annehmende in der Lage ist, die sich aus 
der elterlichen Sorge ergebenden Pflichten (§ 38) in 
vollem Umfange zu erfüllen.

§ 82
Gemeinschaftliche Kindesannahme

Ein Kind kann auch von einem Ehepaar gemein­
schaftlich angenommen werden.

§ 83
Einwilligung der Eltern

(1) Ein eheliches Kind kann nur mit Einwilligung der 
Eltern, ein nichteheliches Kind nur mit Einwilligung 
der Mutter an Kindes Statt angenommen werden.

(2) Die Einwilligung soll in notariell beglaubigter 
Form erklärt werden; sie ist unwiderruflich.

(3) Die Einwilligung kann auch ohne Kenntnis von 
Person und Namen des Annehmenden erteilt werden.

(4) Ergibt sich aus dem bisherigen Verhalten eines nicht 
sorgeberechtigten Elternteils, daß ihm das Wohl des 
Kindes gleichgültig ist und er die Einwilligung offen­
sichtlich nur aus bösem Willen verweigert, so kann der 
Rat des Kreises den Vertrag auch ohne die Einwilligung 
bestätigen, wenn die Annahme im Interesse des Kindes 
notwendig erscheint.
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